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Mette Sitzung
im Ständehllus zu Düsseldorf, am Freitag, den 13. Februar 1903.

Beginn der Sitzung 12 Uhr 45 Minuten,

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Verbesserung der Verhältnisseder Irrenärzte.
3. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Proviuzial-Heil- und Pflege¬

anstalten zu Andernach, Bonn, Düreu, Galkhansen, Grafenberg und Mcrzig für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

4. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Gewährung von Beihülfen zur Errichtung von kommunalen Wasserversorgungsanlagen.

5. Antrag der II Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Umwandlung der Taubstummenanstalt in Cüln in eine Provinzial-Taubstummenanstalt.

6. Antrag der II, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die gemäß dem Beschlusse des 42. Provinziallandtags angestellten Erhebungenüber Einrichtungen
zur Heilung des Stotterns.

?. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erbauung eines neuen Schulgebäudes für die Provinzial-Taubstummenanstaltin Neuwied.

8. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Prouinzial-Taubstummenanstalten
zu Aachen,Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen,Neuwied, Trier und Cüln, sowie über die Ver¬
wendung der Wilhelm-Augusta-Stiftilng, des von der Taubstummenanstalt zu Cüln zurück¬
genommenenUnterstützungsfondsund des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für
das Rechnungsjahrvom 1, April 1903 bis 31. März 1904.

9. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
I. Errichtung einer Dienstwohnung für den Direktor der Provinzial-Blinden-Unterrichts-

anstlllt zu Neuwied.
II. Errichtung zweier Turnhallen und zwar einer an der Provinzial-Blinden-Unterrichts-

cmstalt in Düren und einer gemeinschaftlichen für die Provinzial-Blinden- und die
Provinzial-Taubstummenanstaltzu Neuwied.

10. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blindenanstalten zu
Düren (Elisabeth-Stiftung)und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus)sowie über den Unterstützungs-
fonds für Blinde für das Rechuuugsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März ,904.

11. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammenweseneinschließlich
der Hebllmmenlehranstaltzu Cüln für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.
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12. Antrag der II. Fachkommission zn dem Haushaltsplan für die erweiterte Armeupflegeauf Grund
des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

13. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und
Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeitenin den Provinzialanstnltenfür das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

14. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Aufnahme einer Anleihe 'zu Zwecken der Straßenverwaltung.

15. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Erteilung der nachträglichenGenehmigung zur Veräußerung einiger zu der Provinzial'Heil-
nnd Pflegeanstlllt Grafenberg gehörendenParzellen an die Stadtgemeinde Düsseldorf behufs
Durchführung einer Wegeverlegung.

16. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplau für die Verwaltung des Lcmdarmcnwesens
der Rheinprovinz für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

17. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfonds und des
Ehrenbreitsteincr allgemeinen Armenfouds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis
31. März 1904.

1«. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Prouinzial-Arbeitsanstalt zu Brauwciler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

19. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauses zu Trier für das
Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

20. Antrag der III. Fachkommission zu der Petition der GemeindeDillingen im Kreise Saarlouis,
betreffenddie Bewilligung eines Provinzialzuschusseszur Erbreiterung der Merzig-Saarlouis'er
Provinzialstraße in Stat. 34,«°».

21. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Veräußeruug vou Grundstücken,welche für die Straßenverwaltung entbehrlich geworden sind.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 12. d. Mts. liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Schrakampnnd Spiritus,
Als Eingänge sind folgende mitzuteilen:
1. Seine Excellenzder Herr Ober'Präsident hat mir mitgeteilt, daß er den Königlichen

Ober-Regierungsrat Königs in Düsseldorf als seinen Kommissar in Sachen des Gesetzentwurfes,
betreffendBildung einer Genossenschaft zur Regelung der Vorflut und zur Abwasserreinigungim
Emschergebiet, bestellt habe.

Ferner ist eingegangen:
2. Ein Bericht und Antrag des Provinzialausschussesauf Bewilligung von je 3000 Mark

für das Kaiser Wilhelm-Museum in Crefeld für die Rechnungsjahre 1903 und 1904 aus dem
Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Standefonds), und

3. Ein Bericht und Antrag des Provinzialausschnssesauf Bewilligung eines einmaligen
Beitrages von 3000 Mark zu den Erwerbslosten des GladiatureN'Mosaiks in Kreuznach aus
demselbenFonds.

Beide Antrage werden der I.Fachkommissionzu überweisensein.
Gegenvorschläge werden nicht gemacht. Dann darf ich wohl feststellen, daß das hohe Haus

mit diesem Vorschlageeinverstandenist.
Die Sachen gehen also an die I. Fachkommission.
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4. Herr AbgeordneterFreiherr von Schorlemer hat sich wegen einer notwendigenReise
für heute und morgen entschuldigt, Herr AbgeordneterKaufen wegen Unwohlseinsebenfalls für
heute und morgen.

5. Oberbürgermeisterund Landrat in Crefeld telegraphieren, daß sie den in gestriger
Sitzung mitgeteilten von ihnen ausgegangenenAntrag auf Beschlußfassung des Provinziallandtages
über das Deichprojekt Langst-Gellep zurückziehen.

Der gesternder IV. Fachkommission erteilte Auftrag zur Vorberatung des. Antrages wird
daher zurückgezogen und der Antrag als erledigt zu erachtensein.

6. Der Bürgermeister in Kreuznach zieht den Antrag auf Beihülfe zum Bau einer
Straßenbrücke über die Nahe bei Kreuznach zurück.

Die weitere Verhandlung dieser Angelegenheitim Provinziallandtage wird demnach unter¬
bleiben können.

Geschäftliche Mitteilungen sind folgendezu machen:
Die von den AbteilungengewähltenKommissionen zur Vorberatung der Wahl des Landes¬

hauptmanns und zur Vorbcratung eines Gesetzentwurfesüber die Emscherrcgulierungsind wie
folgt zusammengesetzt: Der Herr Schriftführer wird die Zusammensetzung verlesen.

SchriftführerSchratamp: Kommission zur Vorbereitung der Wahl des Landes¬
hauptmanns: Vorsitzender:Freiherr von Solemachcr-Antweiler, Stellvertr, Vorsitzender:Michels.
Schriftführer: Dr. von Sandt. Stellvertr. Schriftführer: Spiritus. Mitglieder: Freiherr von Ayx,
Graf Beissel von Gymnich, von Boch, von Breuning, Brüning, Caspers, Croon, Deströc, Eich,
Friederichs (Remscheid),Graf von Fürstenbcrg-Stammheim, von Grcmd-Ry, de Greifs, Heising,
Graf und Marquis von und zu Hoensbroech, Hueck, Dr. Iug. C. Lueg, Merrem, Dr. Neuen Du-Mont,
Röchling, Scherenbcrg, Schmidt von Schwind, von Stedman, Veltman, von Wätjen, Zweigert.
Kommission zur Vorberatung eines Gesetzentwurfs über die Emscherrcgulierung: Vor¬
sitzender: Schulz-Vriesen. Stellvertr. Vorsitzender:Servaes. Schriftführer: Snethlage. Stellvertr.
Schriftführer: Kötter. Mitglieder: Dr. Freiherr von Coels, Dr. Hammerfchmidt, Hilger, Aug. Freiherr
von Höuel, Klüpfel, Lange, Lehr, Dr. Lembke, Dr. Ing. C. Lueg, Waldthausen,Zweigcrt.

Vorsitzender Becker- Wir kommen zum zweiten Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Verbesserung der Verhältnisse der Irrenärzte.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Stratmann, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Stratmann: Meine Herren! Der Bericht und die

Begründung des Antrages des Provinzialausschusses.betreffenddie Verbesserung der Verhältnisse
der Irrenärzte, liegt Ihnen ja vor in der Drucksache Nr, 28, aus der ich nur mit zwei Worten
hervorhebenmöchte, daß sich zu den Stellen der Assistenz- und Volonlärärzte an den Prouinzial-
Iiienheilanstalten fast gar keine Bewerber melden, und daß auch die angestelltenjüngeren Ärzte
sehr häufig wechfeln. Es läßt sich überhaupt nicht leugnen, daß in den Kreisen der jungen
Mediziner eine gewisse Abneigung gegen die Psychiatrievorherrscht. Es war demnach nötig, nach
den Ursachen dieser Tatsachen zu forschen und auf Mittel zu sinnen, diese Übclständezu beseitigen.
Als Ursachen wurden zunächst anerkannt, daß im Publikum immer eine verbreitete ungünstige
Meinung gegen die Irrenheilanstalten und die Irrenärzte noch nicht ganz verschwunden ist, daß
die Thätigkeit der Irrenärzte eine sehr eigenartigeist, daß sie in ihrem Verkehr fast ausschließlich
auf den engen Bereichder Heilanstalten angewiesen sind und ihr weiterer Verkehr,namentlichmit
Kollegen aus anderen Gebieten der Heilkundezu den größten Seltenheiten gehört.



84 43. Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 13. Februar 1903.

Vor allem aber wurde als Ursache erkannt die ungünstige Aussicht auf Avancementund
materielle Verbesserungen.

Infolgedessenhat die Provinzialverwaltung auf Verbesserung der Lage der Ärzte gesonnen,
speziell beantragt sie die Vermehrung der zweiten Oberärzte an den Anstalten mit gleichen Bezügen
wie die ersten Oberärzte und Familienwohnungen,zweitens beantragt sie die Förderung der wissen¬
schaftlichen Ausbildung der Irrenärzte. Und das kann wohl am allerbestengeschehen in den fast
an allen Universitäten eingerichteten Fortbildungskursenfür praktische Ärzte.

Meine Herren! Sie wissen alle aus Ihren eigenen Lebenserfahrungen, daß sehr viele
Geisteskrankheiten mit anderen Krankheitenzusammenhängen,die ich nicht alle aufzuführenbrauche,
Frauenkrankheiten,konstitutionelleKrankheiten u. s. w., und da ist es doch absolut nötig, daß,
wenn solche Geisteskrankeirgend einer Irrenheilanstalt überwiesenwerden, sie nun nicht nur auf
ihre geistige Umnachtung, sondern auch auf die Grundkrankhcitbehandelt und beobachtet werden
müssen, uud dazu ist es absolut nötig, daß der behandelnde Irrenarzt sich auch in allen Dis¬
ziplinen der Heilkunde immer auf dem Laufenden erhält, uud das ist am besten zu erreichen in
den oben genannten Fortbildungskursenfür praktische Ärzte an den Universitäten.

Der dafür geforderteBetrag soll zur Verfügung des Landeshauptmanns stehen, so daß
nicht nach der Anciennität gegangen wird, sondern daß der Beste und Strebsamsteimmer die nächste
Anwartschaft hat auf diese weitere Ausbildung der jüngeren Ärzte in dem ganzen Gebieteder Heilkunde.

Die II. Fachkommission beantragt demnach einstimmig, wie es Ihnen in dem Berichte vorliegt:
„Der Provinziallcmdtag wolle beschließen:

Zur Verbesserungder Verhältnisse der Irrenärzte an den Rheinischen Provinzial-Heil-
und Pflegeanstalten
1. die Einrichtung der Stelle eines zweiten Oberarztes bei den Provinzial-Heil- und

Pflegeanstalten zu Bonn, Düren, Galkhauscn,Grafenberg und Merzig zu genehmigen;
2. der Einstellung der erforderlichenMittel zur Herstellung von Familienwohnungen

für diese Beamten in die vorgesehene 2. Anleihe für die Zwecke des Irrenwesens :c,
(Drucksachen. Nr. 29) zuzustimmen;

3. die in den Haushaltsplänen der einzelnen Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten
unter Titel II am Schluß vorgesehenen Ausgaben von 500 bezw, 400 Mark zur
wissenschaftlichenFortbildung der Anstaltsärzte zu bewilligen."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Ich schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet und darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe Haus dem
Beschlusse seiner Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen nunmehr zum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhauscn,
Grafenberg und Merzig für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis
31. März 1904.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter vi-. Stratmann; ich gebe ich ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Stratmann: Meine Herren! Vor der speziellen

Beratung der einzelnenHaushaltspläne der sämtlichenProvinzial-Heil- und Pflegeanstaltcn wurde
ein eingehender Bericht erstattet von der weiterenEntwickelungdes Irrenwescns in der Rheinprovinz,
von den Jahren 1820 bis 1865 in der damals alleinigenHeilanstalt Siegburg, von dem berühnlten
Beschlusse des 19. Provinziallandtages im Jahre 1865, betreffenddie Reorganisation des rheinische"
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Irreuwesens, von der Erbauung der 5 großen Irrrcnhcilanstaltcn, für den Regierungsbezirkje eine,
von den in der Gleichzeitigkeit der Erbauung beruhenden großen Übclständen, die es unmöglich
machten, neue reformatorischeErfahrungen sofort praktisch anzuwenden, was bei nacheinander
folgenden Bauten möglich gewesen wäre, von der großen Umwälzungdes Irrenheilverfahrens durch
das neue no rosti-ain«, das sogenannte offene Türsystem, von der ersten praktischen Anwendung
desselben in der Rheinprovinznach der Vorlage vom 20, Oktober 1896 in der Anstalt zu Galk-
hausen, von der Erweiterung der Anstalten in Grafenberg und Merzig um je 200 Köpfe, von
der Modernisiernngder sämtlichen 5 alten Anstalten, von der Erbauung einer besonderen Station
für irre Verbrecher im Anschlüsse an die Anstalt in Dttrcn, von der Verbesserungder materiellen
Lage des Pflegepersonalsund Vermehrung der Arztstellcn,so daß je eine auf 100 Kranke kommt.

Die großen Hoffnungen, die auf dieses neue System, die neue Art möglichst freier
ungezwungenerBehandlung, die Befreiung der Unruhige» und Tobsüchtigenaus den Isolierzellen
und Verlegung derselben in Wachsäle mit Behandlung durch anhaltende Bettruhe, durch Dauer¬
bäder und unausgesetzte Überwachung, die systematischeAnerziehung der Unreinlichen zur
Reinlichkeit, die Fürsorge für möglichst freie Bewegung durch Beseitigung von Gittern und
Mauern, die möglichsteIndividualisierung der einzelnen Krankenkcitegorien und Typen, diese
großen Hoffnungen auf das in Galkhausen ursprünglich angewandte System haben sich bis jetzt
glänzend erfüllt.

Die baulichen Einrichtungendaselbsthaben sich dort als mustergültig erwiesen und haben
trotz ihres noch kurzen Bestehensdie ganze psychiatrischeWelt in Bewunderungversetzt, Deputationen
von Fachleuten aus aller Herren-Länder, selbst außereuropäische,haben sich dort eingefunden und
waren dort ohne Ausnahme einstimmigin dem Urteile, nie etwas besseres gesehen zu haben und
daß dies bis heute Allerbeste, trotzdem nicht das Allerteuerste,im Gegenteile sogar das Allcrbilligstc
auf diesem Gebiete sei.

Nach den definitivenRcchnungscrgebnissenwird Galkhausen einschließlich der noch aus¬
stehenden 5 Villenbautcn mit Einrcchnung des ganzen Grundcrwcrbes nnd Inventars pro Bett
nur 4700 Mark kosten bei einer Belegung von 800 Betten, gegen 6 bis 8000 Mark bei den
5 alten Anstalten.

Bei soviel Licht in unseremrheinischen Irrenheilwesenfehlt es aber auch nicht an Schatten
und dieser fällt auf das Bewahrungshaus für irre Verbrecher,angegliedert an die Provinzial-
Irrenheilanstalt zu Düren, Kein Gitter war fest, keine Mauer stark und hoch genug, um diese,
Irren und Verbrecher zugleich, vor Ausbruch zu sichern, trotz aller baulichenVerstärkungenund
Umänderungen.

Von geradezuUnglaublichem ist uns in der Kommission hierüber berichtet worden, daß
wiederholt ausgebrochene Verbrecher der Schrecken ganzer Gegendengewordensind, die, auf ihren
Schein als Irre pochend, jeden mit dem Tode bedrohen,der ihnen nicht zu Willen steht, namentlich
auf dem Gebiete der Sittlichkeit,und diese dcmn mit dem belohnen,was sie anderweitig gestohlen
und geraubt haben.

Diese schrecklichen Berichte gaben dann zu der Frage Veranlassung, ob es denn nicht
möglich sei, solche Scheusale auf gesetzmäßigem Wege durch Einleitung eines neuen Gerichts¬
verfahrens dorthin zu bringen, wohin sie gehören, zumal schon Fälle vorliegen,daß Sachverständige,
welche früher den einen oder anderen derselben als Irrsinnigen erklärt haben, in späteren Gut¬
achten zu dem Urteile gelangt sind, daß sie nichts anderes sind, als gefährliche Verbrecher,hinter
denen sich von neuem wieder die Zuchthauspfortenschließen sollten.
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Diese Frage empfehlen wir der Überlegung durch die hervorragendenRechts- und Gesetzes»
kundigendieses hohen Hauses, sie ist des Schweißes der Edlen wert. Dank der verschärftenAufsicht
der Königlichen Staatsregiernng und der unausgesetztenEinwirkung der Provinzinlverwaltung
haben sich die Vorzuge des neuen Heilverfahrens bei Geisteskranken auch auf die von der Provinz
zur Unterbringung von unheilbaren Pfleglingen benutzten Priuatpflege-Nnstalten ausgedehnt, ins¬
besondere ist der wiederholt vom Provinziallandtage geforderteärztliche Einfluß auf die Behandlung
und Verpflegung der Kranken in allen diesen Anstalten zn seinem vollen Rechte gekommen.

Infolge dieser Vorzüge nach allen Richtungen hin hat sich allmählich ein Umschwungin der öffent¬
lichen Meinung gegenüber den Irrenanstalten in der Rhcinprouinzvollzogen, so daß jetzt die Gemeinden
sowohl,wie auch die Privaten diese Anstalten mit vollem Vertrauen in steigendem Maße benutzen.

Zu diesem Umschwünge hat auch wesentlichdie veränderte Lage der Gesetzgebung bei¬
getragen. Während noch das Dotationsgesetzvon 1875 den Provinzen nur ganz im allgemeinen
eine Fürsorge für die Geisteskrankenübertrug, hat das Gesetz vom 11, Juli 1891 über die
sogeuanute außerordentlicheArmenpflegeden Landarmenverbäudendie Fürsorgepflichtfür alle der
Anstaltspflcge bedürfenden und hülfsbedürftigenGeisteskranke,Epileptiker, Idioten, Taubstummen
und Blinden übertragen. Dieses Gesetz hat auch eine Verschiebung der Kostenlastenherbeigeführt,
indem die Gemeinden >/» der gesamtenSpezialkosten,die Kreise ^/g derselben und die Provinzen
die sogenanntenGeneralkosten zu tragen haben, woraus sich nach Maßgabe unseres rheinischen
Ausfühlungsreglements für die Gemeinden ein Satz von 30, für die Kreise von 60 und für die
Provinzen (die Landarmenuerbände) von 45 Pfennig, sowie die Beträge für Verzinsung und
Tilgung der Baukosten erwachsen. Infolgedessen hat sich die Zahl der unseren Anstalten über-
wiesenen Geisteskrankenvon 4298 im Durchschnittdes Jahres 1893/94 in steter Steigerung auf
6231 in 1901/02 erhöht, Der regelmäßigejährliche Zuwachs, nach Abzug der Entlassenen, stellt
sich gegenwärtig auf reichlich 200, so daß alle 5 Jahre 1000 neue Stellen für Geisteskranke
besorgt sein müssen. Diese Zahl entspricht der allgemeinenstatistischen Erfahrung, wonach auf je
1000 Köpfe der Gesamtbcvölkerungein Geisteskrankerin Anstaltspflegczu rechnen ist.

Rechnet man die Epileptiker und die übrigen genannten Kategorien hinzu, so stellt sich
der jährlichereine Zuwachs auf 350.

Die Frage, ob sich gegenüber diesen Zahlen eine absolute Zunahme von Geisteskranken
nachweisen lasse, ist noch nicht als gelöst anzusehen. Die Meinungen der Sachverständigensind
darüber noch geteilt. Wohl aber kann mit Sicherheit zugestanden weiden, daß die moderne
Lebensweisemit ihrem Luxus und ihrer Unruhe, ihrem Hasten nach Besitz und Reichtum, ihren
jähen Wechseln zwischenHöhe und Tiefe des Vermögensstandes, ihren Ausschweifungenauch
auf sittlichem Gebiete wesentlichen Einfluß ausgeübt hat und noch ausübt auf die Entstehung und
Zunahme von Geisteskrankheiten.

Der weite Ausblick iu die Zukunft und deren Behandlung der Geisteskranken ergiebt,
daß auch auf diefem Gebiete kein Stillstand zu erwarten oder zu befürchten ist.

Schon jetzt bahnt sich eine noch freiere Form der Behandlung in der sogenannten
Familicnpflegean, welche von einigen mit großer Lebhaftigkeitals das Prinzip der Zukunft, von
andern dagegen einstweilennoch mit großem Zweifel betrachtetwird. Auch in unseren Anstalten
werden bereits mehrfach Versuche mit der Versetzung geeigneter Geisteskranken in geeignete Familien¬
pflege gemacht. Ein abschließendes Urteil läßt sich darüber noch nicht abgeben.

Hiernach ging die Kommission in die Beratung der Einzeletats über und bei sorgfältigster
Prüfung der einzelnenPositionen gelangte sie immer mehr zu der Erkenntnis, daß die Etats
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im allgemeinensehr sparsam aufgestellt sind, einzelneSatze sogar so niedrig, daß sie wohl kaum
genügen werden.

Eine Abänderung jedoch ist bei keinem der Haushaltspläne beschlossenworden, dagegen
ist die Kommission zu folgendenAnregungenund Bemerkungengekommen.

1. Von den sachverständigen Mitgliedern wurde es als zweckmäßig bezeichnet,auf eine
Verminderungder Forderkohlenund Vermehrung des Bezuges von Nußkohlenbedachtzu nehmen,
weil diese trotz des etwas höheren Einheitspreiseswirtschaftlich rationeller sei.

2. Die Kommission erklärte sich mit der Einrichtungeigener Dispensieranstalten— Haus¬
apotheken— und Anstellung besoldeter Apothekereinverstanden, weil sie nachweisbar nicht nur
finanziellenGewinn bringt, sondern auch namentlichim Interesse der Krankenliegt.

3. Bei Beratung der Untcrctats für Land- und Viehwirtschastder Anstalten wurde
gebilligt, daß die Ansätze nicht nach einer einheitlichen Schablone, sondern unter Berücksichtigung
der örtlichen Eigenart aufgestelltsind.

4. Bei der Beratung der Gehälter des Pflegepersonals wurde festgestellt,daß trotz der
namhaften Aufbesserung,welche der 40. Provinziallandtag vorgenommen hat, der Wechsel des
Personals namentlich in der Zeit des industriellenAufschwungesdoch eiu verhältnismäßig großer
gebliebenist; andererseits konnte die erfreuliche Thatsacheentgegengenommenwerden, daß sich in
allen Anstalten ein ausreichender,geschulter, zuverlässiger Stamm zn bilden begonnenhat.

Ganz besonders erfreulich war es der Kommissionzu vernehmen, daß namentlich im
Vcrwahrungshausefür irre Verbrecher,dieser schlimmsten aller Anstalten mit ihrem allerschwersten
Dieuste im Gebiete der Menschenfreundlichkeit, ein Dienst, der mit den größten Widerwärtigkeiten,
sa selbst beständigerLebensgefahrverknüpftist, immer noch Wärter uud Pfleger von seltener Aus¬
dauer uud Aufopferung geblieben sind und der mir erteilte Auftrag, an dieser Stelle diesen
mutigen und opferwilligenMännern, nicht minder auch den cbcnfo gefährdetenund pflichttreuen
beobachtendenund behandelndenÄrzten Namens der Kommission höchste Anerkennung uud pflicht¬
schuldigen Dank öffentlich auszusprcchen, gereicht mir zur ganz besonderenFreude. Wir empfehlen
dem hohen Haufe, sich dieser Dankcsäußcruug anzuschließen.

Mit diesen Erwägungen und Anregungen beantragt die II. Fachkommission einstimmig:
„der Provinziallandtag wolle die Haushaltspläne sämtlicher Provinzial-Hcil- und
Pflegeanstalten, sowie sie vorliegen, unverändert annehmen." (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Ich .eröffne die Verhandlung, Da sich niemand zum Worte
meldet, schließe ich dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe
Haus dem Antrage seiner Fachkommission beigctrctenist.

Wir kommen zum 4. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses betreffend die Gewährung von Beihülfen zur Errichtung
von kommunalen Wafserversorgungsanlagen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Kaufmann, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Kaufmann: Meine Herren! Der Rheinische Provinzial¬

landtag hat bereits im Jahre 1890 dem Provinzinlausschuß einen Betrag von 30 000 Mark aus
den Überschüssender Feuer-Societät mit der Maßgabe zur Verfügung gestellt, über den zu ge¬
meinnützigen, mit den Interessen der Feuer-Societät verciubarlichen Zwecken Bestimmung zu
treffen. Dieser Betrag hat sich sehr bald als unzulänglicherwiesen und mußte schon nach zwei
Jahren auf die Summe von 60 000 Mark erhöht werden. Er hat sich bis heute auf diesem
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Betrage gehalten. Seine Verwendung geschah zu Beihülfen an bedürftige Gemeinden,welche sich
einer besseren Wasserversorgungzuwandten und in denen die Mehrzahl oder doch eine ausreichende
Zahl der Einwohner bei der Feuer-Societät gegen Feuer versichert war. Die Beträge, die zu
dem Zwecke den Gemeinden als Beihülfen gewährt wurden, waren verhältnismäßig gering; die¬
selben bewegensich in der Grenze von nnten von 1000 Mark bis oben von 4 oder 5000 Mark.
Diese Beträge waren ausreichend, solange man bei diesen Beihülfen lediglich die engeren Zwecke
der Feuer-Societät im Auge hatte, nämlich die Anbringung von Feuerhydrantcn in genügender
Zahl und in sachgemäßer Lage.

Nun aber, meine Herren, hat sich, obwohl 363 Wasserleitungen aus diesem Fonds mit
Beihülfen versehen worden sind und hierfür insgesamt ein Betrag von etwas über 550 000 Mark
verwandt worden ist, doch herausgestellt, daß die bisherige Summe bei weitem nicht ausreicht,
um dem dringendstenBedürfnis der Kommunen zu genügen.

Die Antrage, die dem Pruvinzialausschutzzur Zeit vorliegen, weisen eine ganz außer¬
ordentlicheZunahme gegen früher auf. Das findet seine Erklärung in einer Reihe von Umständen,
vor allem darin, daß das öffentlicheInteresse mehr wie früher auf die gesundheitlichen Verhältnisse
der Gemeinden hingelenktworden ist, und nachdemin den letzten Jahren ja auch die Gesetzgebung
sich gründlicher mit dieser Frage befaßt hat. Vor allem die Veränderung der Dienststellungder
Kreisärzte brachte es mit sich, daß man allen gesundheitlichen Verhältnissen ein noch größeres
Augenmerk geschenkthat, als dies bereits früher geschehen ist. Dann kamen außerordentlich trockene
Jahre — ich erinnere nur an das Jahr 1893, wo sich ja geradezuKalamitäten herausstellten —
endlich die Typhusepidemie, die in den letzten Jahren ja leider viele Opfer gefordert hat und
wobei ich Sie ja nur an die traurige Epidemie zu erinnern brauche, die auf dem Truppenübungs¬
platz zu Elsenborn im Jahre 1900 ausbrach und die ja bekanntermaßen mit traurigen Folgen
verbunden war

Die Erhebungen, welche infolge all dieser Umstände veranlaßt wurden, haben nun
zur Evidenz erwiesen, daß in sehr vielen Landgemeinden der Provinz, vor allem in den Gc-
birgskreisen, die Wasserncrhältnisse weder in quantitativer uoch auch in qualitativer Weise genügen.
Ich kann Ihnen aus meinem eigenen Wirkungskreisemitteilen, daß es nicht zu den Ausnahmen
gehört, daß Landbewohnergenötigt sind, das Wasser nicht nur für den Trinkgebrauch, sondern
auch für die landwirtschaftlichen Bedürfnisse auf weite Entfernungen hin aus den Flüssen oder
aus den Bächen zu entnehmen.

Sie werden mit mir darüber einig sein, daß das Zustände sind, die weder im Interesse
der Feuersicherheitliegen, noch auch den billigsten Anforderungender Hygiene entsprechen. Dieser
bedauerliche Mangel ist aber auch der notwendigen wirtschaftlichenFortentwicklungdes Landes
sehr hinderlich. Die geschildertenZustände sind keine Ausnahmen, sondern sie bilden leider in den
hochgelegenen Teilen der Gebirgskreise vielfach die Regel.

Mit außerordentlichem Eifer haben sich nun alle beteiligtenBehörden der wichtigen Frage
der Verbesserung uuscrcr Gesundheitsverhältnisseauf dem Gebiete der Wasserversorgungzugewandt,
und wenn Sie die Übersicht, welche der Druckschrift beigegebeu ist, durchgesehen haben, so werden
Sie gefundenhaben, daß der Provinzialuerwaltung zur Zeit über 400 Projekte zur Gewährung
von Beihülfen vorliegen. Diese Projekte lassen sich in drei Gruppen einteilen, in solche, die
lediglichder Gewährung der Beihülfe harren, um sofort in Ausführung genommenzu werden, in
solche, die sich noch in technischerBearbeitung befinden, während endlich die letzten vorläufig nur
im Plan sind, ohne bereits im Projekte vorzuliegen.
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Ja, meine Herren, wenn Sie weiter sehen, daß über 400 Projekte zu ihrer Ausführung
einen Kostenbetraguon über 10 Millionen Mark erheischen, so werden Sie mit der Fachkommission,
welche sich den Ihucn vorliegendenAntragen des Provinzialausschusscseinstimmig angeschlossen
hat, der Meinung sein, daß hier gründlich nnd zwar dringend, eingegriffen weiden muß. Es ist
ja zweifellos, daß sich vielleichtnachher bei einer genauen Prüfung der Zusammenstellungin
Hinsicht auf die Kosten Abstrichemachenlassen werden, aber trotzdem bleibt eine ganz außer¬
ordentlichgroße Summe aufzubringenund es ist selbstverständlich, daß bedürftige Gemeindenohne
die Mitwirkung stärkerer Kräfte uicht in der Lage sind, ihre so notwendigen Vorhaben zur Aus¬
führung zu bringen. Aus diesen Gründen hat die Prouinzialvcrwaltung es für ihre Wicht ge¬
halten, hier mit einem raschen und kräftigenMittel einzugreifen.

Es wird Ihnen ein Vorschlagunterbreitet, der nach dem Befinden der Fachkommission
nach allen Seiten hin als durchaus zweckmäßig zu erachtenist. Er ist insofern praktisch, als er
in einem Augenblick,in welchen auf allen Gebieten der Verwaltung gespart werden soll, die
Steuerlast der Provinz in keiner Weise in Anspruch nimmt, da lediglich die vorhandenenÜber¬
schüsse der Societät nach Maßgabe der Bestimmungen des Reglements zu solchen Zwecken Ver¬
wendung finden sollen, die im allcrengstcn Interesse der Societät liegen. In finanzieller Be¬
ziehung wird Sie ja auch der Bericht der Druckschrift beruhigen,wenn Sie sehen, daß die Societät
in den letzten zehn Iahreu durchschnittlich einen Überschußvon etwa 350 000 Mark gehabt hat,
und so ist es auch vom finanziellen Gesichtspunkteaus durchaus zu rechtfertigen,wenn Ihnen
vorgeschlagenwird, die bisherige Summe uon 60 000 Mark zu verdoppeln und einen regel¬
mäßigen Beihnlfcbetrag für diese so eminent wichtigen Zwecke in der Höhe uon 120 000 Mark
festzusetzen.

Damit wäre allerdings dem momentanen akuten Bedürfnis, das man geradezu einen
Notstand nennen konnte, noch nicht abgeholfen, wenn nicht ein weiteres Mittel ersonnenwird, nm
für allernächste dringendsteBedürfnisse Abhülfe zu schaffen. Auch das ist auf einem Wege möglich,
der meiner Ansicht nach ebenfalls als durchaus durchführbarund zweckmäßigerachtetwerden muß,
nämlich mit Hülfe einer Anleihe in Höhe von 750 000 Mark, deren Tilgung und Verzinsung
nun aber nicht unter Zuhülfenahme unserer Steuerkraft erfolgeu soll, sondern lediglich ans den
regelmäßigen,120 000 Mark betragenden Beihülfebeträgcn,

Es sollen dem Provinzialausschutzsomit in dem ersten Jahre 750 000 Mark, deren Ver¬
wendung in zwei Jahren erfolgen soll, zur Verfügung stehen und außerdem noch der Betrag, der
nach der Bezahlung der Tilgungsauote und nach Verzinsungübrig bleibt; dieser Betrag wird sich
nach der Berechnung, die Sie in der Druckschriftfinden, im nächsten Jahre immer noch auf
80 000 Mark belaufe« und nachher noch mehr als 50 000 Mark betragen, so daß auch in den
folgenden Iahreu für die dann noch einlaufenden Beihülfeanträgewenigstensnoch annähernd dieselben
Beträge zur Verfügung stehen, wie sie bisher zur Verfügung gestandenhaben.

Meine Herren! Was die Ausführung der Angelegenheit, die Behandlung der Bei-
hülfcanträgc seitens des Prouiuzinlausschussesangeht, so hat die Kommission sich eines bestimmten
Vorschlagesenthalten zu müssengeglaubt. Es wird das Sache der Praxis sein, und wir ver¬
traue« dem weisen Ermessendes Ausschusses,daß er hierin die richtigen Wege finden wird. Ob
es sich dabei empfehlen wird, für die Prüfung der Bauprojektedie Hülfe der Königlichen Prüfungs-
anstalt in Berlin in Anspruch zu nehmen, oder ob etwa vielleicht geeignete Techniker in der
Prouinzialverwaltung vorhanden sind, die mit der Prüfung betraut werden könnten, das alles
wird die Erfahrung lehren.

12
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Ich bin aber beauftragt, darauf hinzuweisen,ob es sich nicht vielleichtempfehlen würde,
auch den Privattechnikernund Ingenieuren der Provinz Gelegenheit zu geben, sich mit der An¬
fertigung und der Durchführungder Projekte zu beschäftigen,wobei es aber als zweckmäßig zu erachten
ist, mit diesen Technikern ein ähnliches Abkommen zu treffen, wie es die Landwirtschaftskammer
mit den Landmesserngetroffen hat. Dies Abkommensoll natürlich vor allem im Auge haben,
daß die Gebührensätze dieser Herren, die ziemlich beträchtlich sind, für die Landgemeinden— und
um diese handelt es sich im wesentlichen — herabgesetzt werden, ilb das gelingen wird, muh die
Erfahrung zeigen.

Ebenso hat sich die Fachkommissionirgend einer Vorschrift über die Hohe der Bewilligungen
enthalten. Es ist seitens der Verwaltung iu Aussicht genommen, die Beihülfen höchstens bis zu
einem Drittel zu bemessen. Ja, meine Herren, das wird in vielen Fällen ausreiche»,in einzelnen
vielleicht zu viel sein, in anderen aber nicht genügen. Reichen die Mittel nicht aus, ist ein Fall
besondererBedürftigkeitvorhanden uud ist gleichzeitig die Notwendigkeitbesserer Wasserversorgung
eine besondere, nun, dann wird der Provinzialcmsschußebcu über den Normalsatz von einem
Drittel hinausgehen müssen.

Meine Herren! Ich schließe, indem ich Ihnen im öffentlichen Interesse den sehr dring¬
lichen Antrag des Prouinzialausschusseszur einstimmigen Annahme empfehle, wie ihn die Kommission
auch eiustimmigangenommenhat. Im Auftrage der IV, Fachkommission habe ich den Antrag zu
stellen, daß das hohe Haus beschließen möge,

„1. den unter IV Nr. 3 der Einnahmen und Titel IV Nr. ? der Ausgaben des Haupt-
Haushaltsplanes vorgesehenenBetrag aus den Überschüssender Provinzial-Feuer-
societat zur Vcrweudungfür gemeinnützige, zugleich die Interessen der Societät fördernde
Zwecke von 60 000 Mark auf 120 000 Mark jährlich zu erhöhen uud

2. den Provinzialcmsschußzu ermächtigen, bei der Landesbank der Rhcinprouinz eine An¬
leihe bis znr Höhe von 750 000 Mark aufzunehmen, dieselbe aus dem nach Nr. 1
erhöhten Fonds von 120 000 Mark zu verzinsen nnd mit 5°/n jährlich zu tilgen und
sodann in jedem der beiden Haushaltsjahre 1903 und 1904 bis zu je 375 000 Mark
jährlich zur nußerordeutlichcnFörderung der Wasserversorgungin leistungsschwachen
Gemeinden der Provinz zu verwenden."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort. — Dann schließe ich dieselbe und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe
Haus dem Antrage seiner Fachkommission die Zustimmung erteilt hat,

Wir kommcu zum fünften Gegenstandeder Tagesordnung, dem
Antrage der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial¬
ausschusses betreffend die Umwandlung der Taubenstummenanstalt in
Eöln in eine Provinzial-Taubstummenanstalt.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Lucas, dem ich das Wort gebe.
Der Heu Berichterstatter hat den Wunsch, daß in der Reihenfolgeder Tagesordnung

etwas geändertwird. Er wünscht,daß zunächst der Antrag der II. Fachkommission zu den Haus¬
haltsplänen der Provinzial-Taubstummenanstaltenzur Verhandluug gestellt wird, daun der Antrag
der II. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Prouinzialausschussesüber die Umwandlung
der Taubstummenanstalt in Eöln, dann der Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Erbcmuug eines neuen Schulgebäudes für die
Proviuzilll-Taubeustummenanstllltin Ncuwicd, und endlich der Antrag der II. Fachkommission zu
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dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die gemäß dem Beschlusse des
42, Pruvinziallandtages angestellten Erhebungen über Einrichtungenzur Heilung des Stotterns.

Meine Herren! Ich persönlich habe kein Bedenken, dem Wunschedes Herrn Berichterstatters
zu entsprechen und diese Reihenfolgein unseren Beratungen eintreten zu lassen. Ich frage, ob das
hohe Haus damit einverstanden ist. — Da niemand sich dagegen wendet, so darf ich Ihr Einverständnis
feststellen.

Wir treten dann zunächst ein in den
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Taub stummen anst alten.

Ich gebe zu diesem Gegenständezunächst dem Herrn Berichterstatterdas Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lucas: Meine Herren! Zur Unterbringung der

unglücklichen Mitbürger, der taubstummenKinder, hat die Provinz bis jetzt ? Anstalten. Wenn
Sie dem heutigen Antrage der Fachkommissionresp, des Provinzialausschussesnachkommen,so
werden Sie die achte in der Stadt Cöln erwerben. Es ist dies die letzte Privatanstalt, die in
der Rhcinprovinz existiert.

Wir haben augenblicklicheinen Bestand von 530 taubstummenKindern. Im Jahre 187?
gab es deren 196 d. h. solcher, die im Unterricht waren, und im Jahre 1880 386. Die Anzahl
hat sich also beständig etwas gesteigert. In zwei Jahren wurden 128 gebildeteKinder entlassen,
die also in der Welt relativ ihre Existenz wieder finden konnten.

Das Schlimme bei der Sache ist, daß kein Schulzwang für die taubstummeu Kinder
existiert. Zwar gibt jetzt das Fürsorgeerzichungsgesetz dazu eine Handhabe, daß die Väter, die nicht
dieser Pflicht nachkommen, dazu gezwungen werden können, indem ihnen dnrch Gerichtsbeschluß die
Pflegschaftgenommenwird.

Wir haben 6 Anstalten für sogenanntenormal begabte Kinder, d. h. für solche, die noch
eine relative Fähigkeit znr Ausbildung haben. Es sind dies meist solche, die entweder nicht taubstumm
geboren sind und bei denen sich das Übel erst nach einiger Zeit eingestellt hat, nachdem bereits eine
Hörfähigkcit, ein Verkehr uud die Aufnahme äußerer Ausdrücke stattgefunden hat, oder solche,
deren Gehirnentwicklungüberhaupt günstiger ist, wie ja überhaupt das gauze Übel nicht stets auf
lokalen Ursachen beruht, soudern ebenso gut auf cercbralen Degenerationenberuhen kann.

Für diese normal begabten Kinder haben wir 6 Anstalten, und zwei, welche auch außerdem
schwachbegabte aufnehmen, es sind dies die beiden in Essen uud Neuwied. Die Anstalt in Essen
hat jetzt bereits eine Abteilung für schwachbegabte katholische Kinder, die im Orte Huttrop unter
besondererPflege von Ordcnsleuten sich befinden.

Für Neuwied wird, wie der spätere Antrag Ihnen zeigen wird, eine solche verlangt und
Sie haben darüber abzustimmen,ob die Baulichkeiten in der Weise ausgeführt werden sollen, wie
bereits ein Plan dafür besteht.

In Cöln soll also, wie gesagt, jetzt die Taubstummenanstaltaus der Privatverwaltung in
die der Provinz übergehen.

Was nun den Gesamtetat betrifft, so schwankt derselbe nicht in weiten Grenzen.
Es hat dies seinen Grund darin, daß erstens die Anzahl der Kinder eine relativ geringe

ist, bei acht Anstalten nur 530 beträgt, dann auch, daß zu der Unterbringung nur wenige Gebäude
erforderlich sind, indem die Kinder in Privatpflege gegebenwerden und nur die schwachbegabten,
die an allen möglichen Fehlern leiden, in Anstalten untergebrachtweiden müssen. So kommen
die Schwankungenim Etat nur dadurch zustande, daß die Anzahl der Kinder etwas variiert und
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die für dieselben im Extcrnat zu leistenden Zahlungen nach dem Stande der Lebensmittelpreisc
eine Veränderung erleiden. Die Kinder bekommen nämlich ihre Beköstigunguicht iu den Anstalten
selbst, mit Ausnahme der schwach begabten, sondern sind bei Familien untergebracht,was als das
beste sich herausgestellthat. Als Einnahmequelle!:habeu wir einzelneBeiträge der Kinder und
sonstige Geschenke von Wohltätern; den Zuschuß der Provinzialvcrwaltung, ferner die Summe
von 5N000 Mark aus der Wilhelm-Augusta-Stiftnug; es ist dies die Stiftung, die bei dem
Jubelfest der Majestäten von der Provinz ausschließlichzu diesem Zwecke errichtet wurde, wonach
jährlich 50 000 Mark an die Taubstummen als Extraordinarium abgeführt werden.

Die Ausgaben können ferner nur insofern eine Änderung erleiden, als die Lehrergchältcr
nach der Skala bei fortsteigendem Dienstalter gesteigert werden. Wenn der Höchststand erreicht
ist, ist die Stabilität vorhanden, Dagegen ist nicht zu verkennen, daß in der nächsten Zeit den¬
noch eine Steigerung der Zuschüssesich notwendig ergebenwird. Wir haben bis jetzt noch nicht
die zur Einrichtung des achtjährigen Kursus erforderlichenKlassen; in den meisten Anstalten
existieren nur sechs Klassen,und nur in Köln sind acht; ebenso soll demnächst auch Ncuwied acht
Klassen erhalten.

Ich kann also zum Etat selbst die Einzelheiten übergehen; wie gesagt, es ist keine Ver¬
anlassung, darauf einzugehen, und die Sache liegt Ihnen ja auch im Detail vor.

Eine andere Frage ist jetzt die Übernahme der Anstalt in Eöln selbst. In Cöln wurde
iu der Rhcinproviuz zuerst eine Anstalt gegründet uud zwar vou dem zu diesem Zwecke gebildeten
Verciu zur Pflege von Taubstummen. In Frankreich war die Pflege und der Unterricht der
Taubstummen längst vor der in der preußischenMonarchieauftretendenBemühuug hoch ausgebildet
und die Nools äe» souräz-ninets in Paris ist ja noch eine Mnstercmstaltfür die ganze Welt.
Wir haben erst in den dreißiger Jahren angefangen, zuerst iu Berlin, solche Versuche zu machen,
und denen ist man in Cöln zunächst nachgekommen. Durch die Munifizenz sehr edeler und
gemeiunützig denkender Herren, speziell des Domkapitulars Schweitzcr uud des Regierungs-Präsidenten
von Wittgcnstcin wurde zuerst die Anstalt gegründet,die von allen Seiten große Sympathie fand
und schließlich zu einer großartigen Schöpfung der privaten Wohltätigkeitsich ausbildete. Diese
Gesellschaft wurde naturgemäß vou vielen Seiten unterstützt. Die Stadtverwaltung Eöln hat zwar
in der Beziehung sehr wenig geleistet. Denn ihre Beihülfe bestand nur dariu, daß sie die
Pensionen für die abgehendenLehrer übernahm, die aber nicht nach dem Etat der Schnlc, der
eine sehr hohe Gehaltskala zeigte, normiert wurden, sondern nach dem der Elcmentarlehrer. So
winden denn die Mittel meistensvon anderer Seite beschafft. Die Provinz gab zu diesem Zweck
eine Summe von 54 000 Mark; es war dies eine Snmme, die ans dem sogenannten Cholcrafonds,
Gelder, die in den dreißiger Jahren gesammelt waren, in Reserve sich befand. Ferner zahlte
dieselbe vom Jahre 1885—1897 jährlich 12 000 Mark und von da ab 6000 Mark, die später
auf 6500 Mark erhöht wurden. Die Anstalt besteht jetzt als die einzige mit 8 Klassen. Indessen
hat sich in letzter Zeit die Unznträglichkciterwiesen, daß selbst diese bedeutendenMittel nicht
vollkommen ausreichten.

Als nun die Verpflichtung der Provinz zum Unterhalt der Taubstummenanstalten sich
ergab, zögerte vielleicht mich manchermit Zuschüssen,weil mau sich sagte- Die Provinz selbst ist
die Instanz, die Korporation, die für die Taubstummen aufkommensoll; wozu also uoch aus
privater Wohltätigkeit hier die Schule erhalten, während die sieben übrigen bereits in den Besitz
der Provinz übergegangensind! So gab sich allmalig eine bedeutendeAgitation kund, welche die
Übertragung an die Provinz forderte. Die Provinz konnte der Sache nur sympatisch gegenüber stehen.
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Sie bekam ja ein vollständigesEtablissement mit allen Einrichtungen und wenn sie dieses nicht
auf diesem Wege erhalten hätte, so wäre sie gezwungengewesen, in der großen Stadt Cöln noch
eine zweite Schnle selbst auf ihre Rechnung vollständigzu errichten. Es wurde also in Verhandlungen
eingetreten,die nun zu einem Abschluß geführt haben, den Sie heute zu ratifizieren haben werden.

Die Grundzügc desselben sind im allgemeinendie, daß die Provinz außer den Gebäuden
den sogenannten Cholerafonds von 54 000 Mark zurückerhält. Ferner gibt der Cölncr Verein
jährlich noch 10 000 Mark. Wir müssen wohl dabei im Auge halten, daß es sich um einen
Verein handelt, nicht um ciue korporativeVertretung.

Das Hauptvermögen des Vereins aber, welches 562 000 Mari dennoch betragen wird,
nachdemdie Abgänge, die ich oben bemerkt habe, bereits stattgefundenhaben, wird von dem Verein
für sich reserviert, und zwar mit der Motivierung, daß die betreffendenGelder zum größten Teil
in der Intention einer Befürdernng und Fürsorge für die Taubstummen gegeben wären, also nicht
auf diese Weise eine Disposition über dieselben tunlich erscheine. Der Verein hält sich also diese
562 000 Mark zurück und wird daraus die entlassenenTaubstummen unterstützen.

In dieser Beziehung ist ein Ausdruck in dem Entwurf, der der FachkommissionVeranlassung
gegeben hat, eventuell eine Änderung der Redaktion zu verlangen. Man hat aber davon Abstand
genommen,weil der geschäftliche Weg ein Zurückgehen an den Prouinzialausschußnotwendiggemacht
hätte und deshalb ist es so stehen geblieben. Es handelt sich nämlich darum, daß es in dem
Entwürfe heißt:

Es sollen aus diesem Betrage vorzugsweiseaus der Taubstummenanstalt, also der
Eölner, entlassene Taubstumme unterstütztwerden.

Die Kommissionhätte lieber gesehen, wenn dieser Ausdruck etwas erweitert worden und
von sämtlichenTaubstummen der Provinz die Rede gewesen wäre. Indessen wird das zu einem
weiteren Schritt nicht führen. Der Entwurf ist couform dem, der zur Zeit mit der Stadt Aachen
getätigt worden ist. Es wird wohl überflüssig sein, daß ich noch näher auf die Details desselben
eingehe, die ja jedem der Herrn bekannt sind.

Ein zweites Extraordinarium für den Taubstummcnctat finden wir bei der Anstalt zu
Neuwied. Die Anstalt zu Neuwied ist eine sehr kleine, sie ist mit sehr wenig Räumen ausgestattet,
benutzt drei Räume des Blindeninstituts, und es ist durchaus eine Vergrößerungder Schulräume
erforderlich, besondersjetzt, wo die Anstalt einen achtjährigen Kursus erhält. Außerdemhandelt es
sich um eine paritätische Anforderung,indem für die schwachbegabtcnevangelischenKinder ein Internat
geschaffenwerden soll, wie wir es für die katholischenbereits in Huttrop haben. Für die evangelischen
Mädchen ist in Neuwied dadurch gesorgt worden, daß dieselben von einem dort bestehenden
Diakonissenhaus,dem Ottohaus, welches in der Nähe der Anstalt liegt, in Pflege genommen werden.
Für die Knaben ergibt sich dadurch keine Gelegenheit zur Unterkunft, indem das Haus dieselben
nicht aufnehmenwill. Es handelt sich also nur um solche Kinder, die als schwach begabt bezeichnet
weiden und durch andere Gebrechen, Bcttnäßcn und sonstige Unredlichkeitensich für die Übergabe
in Familien nicht eignen und nicht dorthin geschafftwerden können. So liegt denn hier ein Antrag
vor, einen Neubau für Neuwied betreffend und Sie werden den Entwurf ja haben. Es sollen
dort 9 Klassenerrichtet werden, 6 für normal Begabte und 3 für schwach Begabte.

Die II. Fachkommission empfiehlt die Annahme der Vorlage.
Meine Herren! Der 42, Provinziallandtag hat im vorigen Jahre außerdem Veranlassung

genommen bei der Beratung des Taubstummenetats einer Schwäche, eines Fehlers zu gedenken,
der allerdings nicht so traurig ist wie der oben erwähnte, der aber doch häufig zu schlimmen
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Störungen Veranlassung gibt. Es ist das Stottern. Das Stottern ist eine auf mangelhafter
Innervation der Zunge beruhende Schwäche,die sich bei sehr vielen Menschen findet, besondersin
der Jugend sich bildet, und, wenn sie nicht rektifiziert wird, für das Alter höchst unangenehme
Folgen hat. Auch in sozialer Beziehung können wir ja nur wünschen,daß derartige Gebrechen
womöglichgebessertweiden; sogar der Staat hat ja ein Interesse dabei, indem ein am starken
Stottern leidender Mann nicht militärdienstfähigerscheint.

Es hat daher die II. Fachkommissiondes 42. Provinziallandtages damals den Beschluß
gefaßt, den Provinzialausschußzu beauftragen, Erhebungeu darüber anzustellen,ob in der Provinz
ein Bedürfnis vorhanden sei, Einrichtungenzu treffen oder weiter zu entwickeln, welche die Heilung
des Stotterns bezwecken.

Es wurde nun von den Königlichen Regierungen eine Zählung vorgenommen. Wie Sie
sehen, ergibt dieselbe eine große Anzahl, in der Rheinprovinz allein 10 083. Schwer war es
nun, zu einem Entschlußzu kommen, wie sich dafür eine Abhülfe schaffen ließ. Zwang zum Unter¬
richt kann nicht in dieser Weise in betracht kommen. In großen Städten gibt es ja Kurse von
Privatleuten und sonstige Einrichtungen,die sich mit dem Unterricht der Stotternden befassen.

Indessen fanden dieselben wenig Entgegenkommenund es wurde von einem erfahrenen
Mitglied der Fachkommission darauf aufmerksamgemacht, daß in einigen Gegenden sogar bei freier
Leistung kein Zuspruch zu den Kurseu zu finden ist.

Es legte sich nun die Idee nahe, daß die Taubstummenlehrerund die Taubstummen¬
anstalten wohl am wahrscheinlichsten befähigt seien, diese Abhülfe zu schaffen.

Die angestellten Ermittelungen haben nun ergeben,daß bei der großen Anzahl der Schul¬
kinder am wahrscheinlichsten ein Zurückgehenauf die Lehrerseminare sich als praktisch erweisen würde.

Die Taubstummenlehrer sollen nicht zu dieser Tätigkeit herangezogen werden, weil sie
ohnehin mit Arbeit überhäuft sind und weder in der Lehrzeit noch während der Ferien mit solchen
Sachen beschäftigt weiden können. Es blieb nun nichts anderes übrig, als auf die gewöhnlichen
Elementarlehrcr hinzuweisen; und die Intention der Fachkommission geht dahin, es womöglich zu
stände zu bringen, daß in den Lehrerseminaren Unterrichtan die Lchrkcmdidaten gegeben wird. Dahin
lautet auch der Antrag des Provinzialcmsschusses,welcher den Provinziallandtag ersucht, vou dem
vorstehendenBericht Kenntnis zu nehmen und die Entscheidung darüber anheim zu stellen, ob es
angezeigt sei, bei der Königlichen Staatsregiernng die Anstellung besonderer in der Heilung des
Stotterns erfahrener Lehrpcrsonenbei den Lehrerseminarenanzuregen.

In diesem Jahre hat die Fachkommission einen etwas weiteren Antrag gestellt, der folgen¬
dermaßen lautet:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, durch den Provinzialausschußan die Königl.
Staatsregieruug das Ersuchen zu richten, die Anstellungbesonderer in der Heilung des
Stotterns erfahrener Lehrpersonenbei den Lehrerseminarenins Auge zu fassen."

Es wird das alles sein, was wir erreichen können. Vorläufig wird man sich damit be¬
gnügen müssen.

Ich empfehledie Annahme der sämtlichenAnträge.
Vorsitzender Becker: Ja, meine Herren, der Herr Berichterstatterhat die ganzen Referate

für die vier Gegenständeder Tagesordnung gleich gemeinsam erstattet, während ich annahm, er
wünschte nur eine andere Reihenfolgeder Behandlung der einzelnen Anträge.

Ich glaube, wir werden in dieser Lage am besten tun, uus noch nachträglich damit ein¬
verstanden zu erklären, daß die vier Gegenstände verbunden werden. Dann wäre die Sache
geschäftsurdnungsmähigerledigt.
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Ich darf Ihr Einverständnis,da von keiner Seite Gegenvorschläge gemacht werden, feststellen.
Dann würden wir allerdings auch zur gemeinsamen Beschlußfassungkommen müsseu. Aber

das würde ja gar keine Schwierigkeiten bieten, denn die Anträge liegen Ihnen ja alle gedruckt vor.
Zunächst hat Herr AbgeordneterDr. Neucn-Du°Munt ums Wort gebeten.
AbgeordneterDr. Ncven-Dn-Mont: Meine Herren! Im Interesse des Vereins für

die Pflege des Taubstummen-Unterrichtsin Cöln muß ich doch mit kurzen Worten einigen Aus¬
führungen des Herrn Berichterstattersuud der Auffassungder Kommission widersprechen.

Der Eölner Verein, dessen Anstalt durch Ihren heutigen Beschluß in Ihr Eigentum
übergehensoll, besitzt im ganzen aus mildeu Stiftungen ein Vermögenvon rund 866 000 Mark.
Diese Stiftungen sind aber nicht allein gegeben znm Zwecke der Beschulung der Taubstummen,
sondern ein großer Teil dieser Stiftungen ist ausdrücklich gegeben mit der Bestimmung,daß die Erträge
derselbendazu dienen sollen, den aus der Schule entlassenen Taubstummen auch im späteren Leben
Unterstützungzu gewähren und ihnen zu ermöglichen, sich einen Beruf im Leben selbst zu grüuden.

Wenn man nun von dem vorhandenenVermögen das abzieht, was in das Eigentum der
Provinz übergeht, einmal den Wert unseres Schulgcbäudes mit 250 000 Mark, dann den von
der Provinz zur Zeit überwiescnensogenanntenCholerasonds von 54 000 Mark, dann bleiben
noch 562000 Mark Vermögen für uns übrig. Hieraus haben wir dann 10 000 Mark alljährlich
an die Provinz zu leisten, woraus die Freistellen in Cöln geschaffen worden sind, und der Rest
der Intraden dieser 562 000 Mark verbleibt uns zu unseren anderen Zwecken. Das ist aber auch
im Einvernehmenmit der Provinz und der Provinzialucrwaltung so festgestellt worden. Denn die
übrigen Intraden können wir gar nicht auf die Provinz übertragen, weil sie eben nicht zum Zwecke
von Beschulungvon Taubstummen gegeben worden sind, sondern zu deu anderen Zwecken des
Vereins, die eben hauptsächlich darin bestehen, den Taubstummen später einen Beruf im Leben zu
verschaffen. Wir haben also seitens des Vereins alles das auf die Provinz übertragen, was wir
überhaupt auf sie übertragenkonnten, und ich glaube, die Provinz wird bei der ganzen Sache doch
noch auch für sich ein ganz gutes Geschäft machen, indem sie ein tadelloses, erst vor 20 Jahren
erbautes Schulgebäudeumsonstbekommt und so eine neue Anstalt mit recht wenig einmaligen
Ausgabe« errichtet hat.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand zum Wort.
Daun schliche ich die Verhandlung über die 4 vorliegendenGegenständeund frage den

Herrn Berichterstatter,ob er das Wort wünscht.
Das ist nicht der Fall.
Dann kommen wir zur Abstimmung und können diese wohl auch der Einfachheitwegen

über die 4 verschiedenen Anträge Ihrer Fachkommission in einem Beschlusse vornehmen.
Das scheint Ihre Zustimmung zu finden. Dann darf ich wohl ohne besondere Abstimmnug

feststellen, daß das hohe Haus die 4 Anträge seiner Fachkommission genehmigthat.
Wir kommen zum neunten Gegenstandunserer Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend
I. Errichtung einer Dienstwohnung für den Direktor der Provinzinl-

Blinden-Unterrichtsanstlllt zu Neuwied.
II. Errichtung zweierTurnhallen und zwar einer an derProvinzial-Blinden-

Unterrichtsanstalt in Düren und einer gemeinschaftlichen für die Pro-
vinzial-Blinden- und die Provinzial-Taubstunnnenanstalt zu Neuwied.
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Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Kirchlich, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Kirchartz: Meine Herren! Als im Jahre 1898 die

Blindenanstalt in Neuwied erbaut und eingerichtet wurde, ist keine Dienstwohnung für den Herr»
Direktor vorgesehen worden. Mittlerweile hat die Anzahl der Zöglinge sich aber vermehrt. Es
siud jetzt, wenn ich nicht irre, 74 schon da, und die bedürfen einer besseren Aufsicht, namentlich
was die Blindcnwerkstatteangeht. Da der Herr Direktor bis dahiu iu der Stadt wohnte und
daher diese Aufsicht uicht so vollführen konnte, wie sie eigentlich nötig ist, so ist beschlossen worden,
eine Direkturwohnungan der Blindenanstalt anzubringen. Dieselbesoll ziemlich einfach sein, unten
vier Räume nebst Küche und oben vier Räume, in eiufachemZiegelbauwcrt, und der ganze Kosten¬
anschlagist zu 30 000 Mark taxiert. Der Provinzialcmsschußebenso wie die II. Fachkommission
ist nach vollständigerBeratung zu dem Entschluß gekommen, diese 30 000 Mark für die Errichtung
der Direktorwohuuugzu bewilligen.

Was nun die projektierte Turnhalle angeht, so ist für diese Blindenanstalt und für die
daran anstoßendeTaubstummenanstalt eine gemeinschaftlicheTurnhalle vorgesehen. Bekanntlichist
für Blinde etwas mehr Bewegungsraum nötig als für Sehende, und deshalb möchte es vielleicht
scheinen, als ob die Turnhalle in etwas großen Dimensionen angelegt sei. Jedoch dem ist nicht
so, weil, wie ich eben sagte, ein etwas größerer Raum für Blinde tatsächlichimmer vorhanden
sein muh, damit sich dieselben freier bewegenkönnen.

Diese Turnhalle ist veranschlagtzu 15 000 Mark, und ebenso ist für die Blindenanstalt
in Düren eine gleiche Turnhalle projektiert, ebenfalls auch zn 15 000 Mark. Wenn ich nicht
irre, sind beide Äustcilteu in dem Maßstab: 10x20 in vorgesehen. Da für die Zöglinge der
Blindenanstalten eine gute körperliche Bewegung zum körperlichen Gedeihen notwendig ist, so halte
ich die Anlage einer Turnanstalt für unbedingt erforderlich, denn die Kinder, oder wenn es auch
Halberwachsene sind, können ja nicht immer im Freien sich bewegenund nicht so frei herumlaufen
und spielen, wie Sehende, und es müssen deshalb in einer Anstalt unter Aufsichtnatürlich diese
körperlichen Bewegungennach allen Richtungen ersetzt werden.

Aus diesen Grüuden hat die II. Fachkommission den Antrag des Prouinzialausschusses
genehmigt,der folgendermaßenlantet:

„Der Provinziallandtllg wolle den Neubau
») einer Dienstwohnung für den Direktor der Provinzial-Blindenanstalt zu Neuwied,
d) zweier Turnhallen und zwar einer an der Provinzial-Blinden-Unterrichtsanstaltzu

Düren und einer gemeinschaftlichenfür die Provinzial-Blinden- und die Provinzial-
Tllubstummcnanstciltzu Neuwied genehmigen und die erforderlichenMittel im
Betrage von zu ») 30 000 Mark, zu d) je 15 000 Mark -^ 30 000 Mark aus
der aufzunehmenden Anleihe bewilligen."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, schließe dieselbe, da niemand sich
zum Worte meldet, und darf ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Haus deu Autrag
der II. Fachkommission angenommenhat.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 10:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Blindenllnstalten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste
Viktoria-Haus) sowie über den Unterstützuugsfonds für Blinde für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

Berichterstatterist wieder Herr Abgeordneter0r. Kirchartz, dem ich das Wort gebe.
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BerichterstatterAbgeordnetervi-, Kirchartz: Meine Herren! In dem Haushaltsplan
^ er soll ja, wie es jetzt sich herausgestellt hat, nur für ein Jahr dienen, aber wie er aufgestellt ist
für 1903 und 1904 — hat sich wesentlich nichts geändert. Es sind einige Positionenetwas erhöht,
was zum teil darin liegt, daß die Anzahl der Zöglinge sich vermehrt hat, andcrnteils, daß die
Gehälter statutengemäßerhöht sind, und drittens, daß wieder mehr Personal angestellt werden mußte

Es ist demnach die Blindenanstalt in Düren auf 103 000 Mark in Einnahmen und
Ausgaben gestellt, und bei der Blindenanstalt in Neuwicd, in der augenblicklich 71 Zöglinge
sind, 'st sowohl der Ernährungsetat wie der Bckleidungsctat, der Lehreretat und alles damit zu¬
sammenhangendeetwas gestiegen, weil auch da eben die Anzahl der Zöglinge immer mehr gewachsen
ist. Der Etat schließt ab mit 59 000 Mark, und die II. Fachkommission hat au all den Auf¬
stellungennichts zu bemerken gefundenund empfiehltdem hohen Hause also die Genehmigungdes
aufgestellten Haushaltsplanes für die Blindenanstalt in Düre» sowohl wie die in Neuwied.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort, daher schließe ich die Ver¬
handlung und stelle ohne besondere Abstimmungfest, daß das hohe Haus dem Antrage der II. Fach-
kommission gemäß die Haushaltspläne der ProvinziabBlindenanstalten genehmigthat.

Wir kommen zum Gegcuftaud I I der Tagesordnung:
Antrag derselben Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das
Hebammenwesen.

Berichterstatterist derselbe, Herr Abgeordneter Di-. Kirchartz, ich gebe ihm das Wort,
BerichterstatterAbgeordneterDr. Kirchartz: Meine Herren! Über das Hebammcnwcsen

ist auch nicht viel mehr zu sagen. Es soll ja allerdings in Elberfeld eine neue Hebammenanstalt
gegründet werden. Bis dieselbe vollendet ist, müssen wir ja auch noch das weitere abwarten, wie
sich die Sache dort gestalten wird. Was die Hebammencmstalt in Eöln betrifft, so ist da der
Haushaltsplan anch etwas gestiegen.

Es liegt in der Vermehrung des Ärztepcrsoncils, als der Assistenzärzte, und ferner daran,
daß die OberhebammeStellvertretung bekommt, die sie im Notfalle vertreten, die aber hauptsächlich
auch für die jetzt eingerichtete Poliklinik für Wöchnerinnenbestimmt ist.

Tonst ist in dem ganzen Haushaltspläne für die Hcbammenanstaltin Cöln auch keine
wesentliche Änderung. Er schließt ab mit 133 285 Mark.

Tic II. Fachkommisswuempfiehlt dem hohen Hause, unbedenklichdiesen Haushaltsplan
zu genehmigen,da keine Ausstellungensich gefundenhaben.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Worte meldet und stelle ohne besondere Abstimmungfest, daß das hohe Haus deu Haus¬
haltsplan für das Hebammenwcscneinschlitßlich der Hebammenanstaltin Eöln genehmigthat.

Wir kommen zum
Antrag der II. Fachkommission zn dem Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneterDr. Stratmcmn, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDi-. Stratmann: Meine Herren! Das Gesetz über die

erweiterte Armenpflegevom II Juli 1891 legt der Provinz die Verpflichtungauf, die Geistes¬
kranken, Idioten, Taubstummen und Blinden, so weit sie der Anstaltspflegc bedürfen und selbst
hilfsbedürftigsind, zu unterstützen. Der Bestand dieser Art von Kranken betrug am I . April 1900
7756 gegen 745? im Vorjahre, also ein Plus von 299, am 1. April 1901 8U91, mithin wiederum
ein Plus von 335.

13
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Aus dieser großen Anzahl erklärt sich die Höhe des Etats, der mit 3 898 000 Mark
abschließtund einen Zuschuß der Provinz bedingt von 1 090 000 Mark, das sind 90 000 Mark
mehr als im Vorjahre. Dieses Mchrerfordernis ist bedingt dnrch den statistisch festgestellten erheb¬
lichen Zuwachs von Geisteskranken, In dem vorigen Haushaltsplan war eine Erhöhung von
50 000 Mark vorgesehen, die bereits in dem ersten Rechnungsjahre um eine Summe von
10 315 Mark 10 Pfennig überschritten wnrde, so daß der jetzige Ansatz jedeafalls nicht zn hoch
gegriffen ist. Zur teilweise» Deckung des Mchrbedürfnisses von 90 000 Mark gelangt ein
Anteil von der neuen Dotationsrentc ans Gruud des Gesetzes vom 2. Juni 190^ zur Ver¬
einnahmung in Höhe von 85 441 Mark, so daß an Pruuiuzicilsteuern nur der Betrag von
4559 Mark mehr erforderlich ist.

Die II. Fachkommission hat an dem Etat selbst nichts auszusetzengehabt und beantragt
deshalb, der Provinziallandtag wolle den uorbczeichnetcn Haushaltsplan unverändert annehmen,

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — es meldet sich niemand zum Wort
— ich schließe dieselbe und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß der Hanshaltsplan für
die erweiterteArmenpflegedie Zustimmung des hohen Hauses gefunden hat.

Wir kommen zu dem
Antrage der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplauc über die Kosten
der Leitung und Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbciten in
den Proviuzialaustalten.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Stratmann, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Stratmann: Bei diesem Haushaltspläne ist mit

gegebenen Verhältnissen zu rechnen. Es ist garnicht möglich, an ihm eine Ausstellungüberhaupt
zu machen. Die Fachkommission beantragt unveränderte Annahme der Vorlage.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung,
Ihre Fachkommission hat unveränderte Annahme der Vorlage beantragt.

Ich darf, da keine weiterenAnträge vorliegen, Ihr Einverständnisohne besondere Beschluß¬
fassungfeststellen.

Wir kommen zum
Antrage der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses betreffend die Aufnahme einer Anleihe zu Zwecken der Straßen-
Verwaltung.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterI)r. Momm, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Momm: Meine Herren! Während des Winters 1900/1901

sind infolge ungünstigerWitterungsverhältnissean den Proviuzialstraßen so starke Verheerungen durch
Forstaufbrücheeingetreten,daß zur Beseitigung derselbendie aus den lanfcndenUnterhaltungsfonds
zur Verfügung stehendenMittel nicht genügten. Darüber hinaus machte der Umbau und die
Wiederherstellungder in ganz besonderem Maße dnrch den Frost geschädigten Straßen der Landes-
bauämter Crefcld, Gladbach, Kreuznach und Dürcu weitere Mittel erforderlich, deren Betrag durch
spezielle Kostenanschläge im Frühjahr 1901 auf 379 830 Mark festgesetzt wnrde.

Der 42, Rheinische Provinziallandtag hat nun in seiner Plenarsitzungvom 12. Februar 1901
den Provinzicilausschußermächtigt,soferu sich die Notwendigkeitweiterer Mittel ergebensollte, den
Titel III Nr. 2 a der Einnahmen und entsprechend den Titel IV Nr. 1 der Ausgaben des Haus-
haltsplcms für die Stratzenverwaltung um je 200 000 Mark für die Zwecke der gewöhnlichen
Strcchenunterhaltung zu erhöhen, und die betreffendenSummen aus bereiten Mitteln zu ent-
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nehmen, so daß an sich zur Deckung der uorgcdachtcnAusgaben für die Beseitigungvon Frost¬
schäden 2 mal 200 000, also 400 000 Mark zur Verfügung gestanden haben würden. Da aber
Ersparnisse nicht gemacht worden sind, waren bereite Mittel nicht vorhanden, und demgemäßhat
der Provinzialnusschußbeschlösse»,die Deckung des Mehrbedarfs von 379 830 Mark in der Weise
herbeizuführen,daß zunächst aus der vom 42. Rheinischen Provinziallmidtagcin der Sitzuug vom
12. Februar 1901 genehmigten Anleihe 0 260 000 Mark, dann aus dem Sammelfonds der
Straßcnverwaltuug 100 000 Mark uud eudlich aus dem für unvorhergesehene Falle bei dem Fonds
für laufende Unterhaltuugen vorgesehene» Reservefonds 19 830 Mark zu entnehmen seien. Im
Laufe des Sommers 1901 stellte sich nun heraus, daß in den aufgestellten Kostenanschlägen nicht
alle Frostschädenberücksichtigt waren. Es wurde festgestellt,daß eine Anzahl von Frostschäden,
die mau zunächst nur als unbedeutende angesehen hatte, und hinsichtlich deren man annehmen
konnte, daß die Straßen im Laufe des Sommers wieder zurecht gefahrenwürden — was aber
tatsächlich nicht geschah — nachträglich sich als erheblich herausstellten,und daß Schäden, die man
zunächst garnicht bemerkt hatte, im Laufe des Sommers, als der Verkehr wieder einsetzte, hervor¬
traten Es ergab sich ferner bei dem Kostenanschlagefür die Beseitigung der Frostschäden im
Lcmdesbcmamt Dnren eine Kostenüberschreitung von 24 000 Mark, und schlichlich zeigte es sich als
untuulich, die aus Anleihe6 und aus dem laufeudcu Uuterhaltungsfonds vorgesehenen Beträge,
wie vorgesehen ihrem ursprünglichen Verwendnugszwcckezn entfremden. Die zunächst nicht
berücksichtigtenund nachträglichfestgestellten Schädcu deliefen sich nach neueren Kostcuaufstclluugen
auf 228 000 Mark, dazu kamen die vorher erwähnten 24 000 Mark Kostenüberschreitungen im
Landesbaumnt Düren, so daß noch weitere 252 000 Mark zu decken waren. Insgesamt waren
also zu decken 379 830-4-252 000^631 830 Mark. Davon wurden 100 000 Mark aus dem
Sammelfonds genommen, so daß noch ungedeckt blieben 531830 Mark oder rund 532 000 Mark.
Da ein Reservefondsnicht vorhanden war, auch bereite Mittel nicht zur Verfügung standen, so
hat der Provinzialansschuß den Antrag gestellt, diese 532 000 Mark dnrch eine Anleihe ans'
zubringen. Um diese Anleihe möglichst schnell auszuräumen, wird von ihm eine Tilgung von
6^/4"/» vorgeschlagen. Die Vcrzinsnng soll mit 8^/4°/» eintreten, entsprechend dem Zinsfüße, zu
welchem die Landcsbanksich selbst ihre Betriebsmittel verschafft.

Die III. Fachkommissiou hat auf Grund der Erläuteruugcn, welche von feiten der Vertreter
der Provinzialucrwaltnng in der Kommissiou gemacht wurdcu, die Überzeugunggewonnen,daß es
sich in den gedachten 4 Banämtcrn tatsächlich um solche Frostschäden handelt, die als außergewöhnlich
zu bezeichnen wären, herbeigeführtdnrch nicht vorhcrzuschende elementare Ereignisse. Infolgedessen
hat sie es als berechtigt erkannt, diese Beträge im Wege der Anleihe zu deckeu.

Die Fachkommission empfiehlt demgemäß den Antrag des Provinzialansschusses,welchen
Sie in Drucksache Nr. 31 finden, der dahin geht:

„Der Provinziallandtag wolle unter den dargelegtenVerhältnissendie Aufnahme einer
Anleihe von 532 000 Mark zur Deckung der Kosten für Beseitigungder Frostschäden
bei der Landesbank der Rhciuproviuz gegen 3«/4 °/„ Zinsen und 6'/4 °/o Tilgung
mit der Maßgabe beschließen,daß die in dem zweiten uud deu folgenden Jahren ersparten
Zinsen dem Tilguugsbetragc zuwachsen."

zur Annahme.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich niemand zum Worte

meldet, schließe ich dieselbe und darf ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Haus
dem Antrage der III. Fachkommission zugestimmthat.

13*
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Wir kommen zum
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Erteilung der nachträglichen Genehmigung zur
Veräußerung einiger zu der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg
gehörenden Parzellen an die Stadtgemeinde Düsseldorf behufs Durch¬
führung einer Wegeuerlcgnng.

Berichterstatterist Herr Abgeordnetervon Ehreuberg, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneteruon Ehrcnberg: Meine Herren! Der Provinzialansschuß

hat 6 Parzellen vou dem Gelände der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg an die Stadt
Düsseldorf verkauft. Der Verkauf war um so wünschenswerter,als damit ein Weg in Wegfall
kam, der mitten durch das Anstaltsgelände führte. Als Kaufpreis wurden 100 Mark pro Morgen
vereinbart. Bei der Vermessung hat sich herausgestellt, daß ein Kaufpreis herauskam von
13534 Mark 50 Pf. Nach 8 38 der Prouinzialurdnung und § 3 des zweiten Statuts für den
Provinzillluerband ist der Provinzialansschußzur Veräußerung uon Grundstückennur befugt, weun
dieselbeneinen Wert uon unter 10 000 Mark haben. Da, wie gesagt, der Kaufpreis 13 534 Mark
beträgt, so wird um nachträgliche Genehmigung durch den Landtag gebeten,

Namens der Kommission habe ich zu beantragen:
„Der Provinziallandtag wolle die Veräußerung der zu der Provinzial-Heil- und

Pflegeanstalt Grafenberg gehörenden Parzellen Flur 1? Nr. -^- ------ , -—------ ,
575 576 579 578

an die Stadtgemeinde Düsseldorf nachträglich95 lc. 0,68 0,72 0,72
genehmigen."

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung, — Es meldet sich niemand zum
Wort — schließe dieselbe und stelle ohne besondere Abstimmung fest, daß das hohe Haus dem
Antrage der II. Fachkommissiongemäß die Veräußerung der Parzellen an die Stadtgemeinde
Düsseldorf genehmigthat.

Wir kommen dann zu dem
Antrage der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
des Landarmenwesens der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist derselbe Herr, Abgeordneter vou Ehrenberg, dem ich das Wort gebe,
BerichterstatterAbgeordneter uon Ehrenberg: Meine Herren! Sie finden den Haus¬

haltsplan für das Üandarmenwcsenauf Seite 359 bis 366 der DrncksacheNr. 1. Der Voranschlag
schließt in Einnahmen und Ausgaben ab mit einer Summe von 1604 600 Mark und das ist
mehr gegen das Vorjahr 136 600 Mark.

Um mit den Einnahmen zu beginnen, so finden die Herren bei Titel II, Prouinzial-
zuschuß, eine Mehreinnahme uon 130 500 Mark. Diese beruht auf dem neueu Dotationsgcsetze
uom 2. Juni 1902. Eben auf dicfem Gesetze beruht dann bei den Ausgaben unter Titel I eine
Minderausgabe uon 40 000 Mark. Es sollen uämlich künftig Beihülfen nicht mehr an leistungs¬
schwache,sondern nur mehr an leistungsunfähige Ortsarmeiwerbändebewilligt werden. Unter Titel II
der Ausgaben findet sich eine Mehrausgabe uon 176 600 Mark. Die Begründung auf Seite 363
hangt zusammenmit der ungünstigenwirtschaftlichen Lage.

Die Kommission hat diese Begründung sorgfältig geprüft und empfiehlt Ihnen die unver¬
änderte Annahme dieses Etats — den Antrag, den ich hiermit namens der Kommission stelle.
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Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und schließe dieselbe, dn sich niemand
zum Wort meldet. Ohne besondere Abstimmung darf ich feststellen,daß das hohe Haus dem
Antrage der II. Fachkommission beigetreten ist.

Wir kommen zum
Antrag derselben Fachkommission zum Haushaltsplan des Polizcistraf-
gelderfonds und des Ehreubreitsteiner allgemeinen Armenfonds.

Berichterstatter ist ebenfalls derselbe Herr, Abgeordneter von Ehrcnberg, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Ehrenberg: Meine Herren! Der Haushaltsplan für

die Polizeistrafgclderfondsund den EhreubreitsteinerallgemeinenArmcufonds findet sich auf Seite
367—388 des Hefts 1 der Drucksachen. Der Etat ist uur ein Rechnungsctat, Ausgaben für die
Provinz entstehen nicht. Es sind neun Fouds: der Aachener, der Koblenzerlinksrheinisch,der
Cublenzer rechtsrheinisch,der Düsseldorfer rhciuisch-rechtlich, der Düsseldorfer landrechtlich,der
Trierer, der EhreubreitsteinerArmenfonds,der Cölner Hauptfouds und der Eölucr Nebenfunds.

Schwankungengegen das Vorjahr beruhen in dem Aufkummen der Strafgelder, die nach
zweijährigemDurchschnittbemessen sind.

Auch hier empfiehlt Ihnen die Kommission die unveränderteAnnahme dieses Voranschlages,
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, schließe dieselbe und darf ohne besondere

Abstimmung feststellen,daß das hohe Hans anch diesem Antrage seiner II. Fachkommissionzugestimmt hat.
Wir kommen zum

Antrage derselben Kommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Ärbeits-
anstalt zu Brauweiler.

(Zum Berichterstatter:) Bitte!
BerichterstatterAbgeordneter von Ehrcnberg: Meine Herren! Der Etat für Brau«

Weiler, Seite 393 bis 436 desselben Heftes, steht im Zeichendes wirtschaftlichen Tiefstandes. Auf
dem Titelblatt sehen Sie: die Belegung, die Kopfziffcr in Vrauweilcr hat sich von 900 auf 1350
vermehrt. Unter diesen befinden sich allerdings 100 Fürsorgezöglingc,uud zwar die Hefe und der
Abschaum dieser Menschenklasse.Dementsprechend ist die Mehrausgabe 90 500 Mark.

Der Etat balanciert mit 479 000 Mark gegen 388 500 Mark des letzten Voranschlages.
Unter den Einnahmen befinden sich Mehreinnahmen bei Titel II, durch die Pflegesätze

der Ortsarmen uud Fürsurgezöglingebegründet.
Bei Titel IV (Arbeitsbetrieb) ist die Kommission mit dem Provinzialcmsschußder Auf¬

fassung, daß ein Wettbewerb der Korrigcnden mit den freien Arbeitern tunlichstvermiedenwerde,
und daß im allgemeinen die Gütcrcrzeuguugauf deu Selbstbcdarf beschränkt bleiben soll. Anderer¬
seits hält die Kommission,ebenfalls im Einverständnis mit der Prouinzialuerwaltung, eine strenge
Durchführung dieses Grundsatzes nicht für empfehlenswert. Nach den Mitteilungen, die in der
Kommission gemacht worden sind, ist z. B. die Verwendung von Korrigendcu empfehlenswertbei
Erdarbeiten, wo die Provinz 2 Mark pro Kopf spart gegenüber der Verwendung freier Arbeiter.
Ähnlich günstigeErfahrungen wurden gemacht bei den weiblichen Korrigendcn, die in der großen
Waschanstalt der Anstalt beschäftigtwerden. Der Etat erhofft eine Mehreinnahme bei diesem
Titel von 42 600 Mark.

Um auf die Ausgabe« überzugehen,so sind die persönlichen Mehrausgaben bcdiugt durch
den neuen Bcsoldnngsctat. Bei Titel I Ziffer 4 (Arzt) ist eine Abweichunggegen bisher. Der
Arzt soll nicht mehr nebenamtlich beschäftigt werden - das wird nicht mehr für angängig gehalten —
sondern Privattätigkcit soll ihm untersagt werde».
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Neu sind sodann bei Titel I" zwei Assistentenstellen, hervorgerufendurch den vermehrten
Geschäftsumfang; bei 1'^ soll die Lehrerin nach dem Vorgangeder staatlichen Gefängnisverwalnmg
gleichgestellt werden mit den staatlichen Gefängnislehrerinnen. Neu ist ferner Titel I": (Zulagen),
ebenfalls bedingt durch den Vorgang des Staates, uud unter 1^ eine Aufseherin,

Die sachlichen Mehrausgaben sind durch die Mehrbelegung der Anstalt bedingt.
Die Anlagen ^,, L, O, 0, N sind Rechnungsetats. Sie sind den örtlichenund zeitlichen

Verhältnissenangepaßt.
Namens der Kommission habe ich die Ehre, die unveränderteAnnahme auch dieses Etats

dem Hause zu empfehlen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich niemand zum Wort

meldet, schließe ich dieselbe und stelle ohne besondereAbstimmungfest, daß das hohe Haus den
Antrag der II. Fachkommission genehmigthat.

Wir kommen zum
Antrage der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmen-
Hauses zu Trier,

Ich gebe dem Heim BerichterstatterAbgeordnetenvon Ghrenberg das Wort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Ehrenberg: Meine Herren! Dieser Etat findet sich

Seite 43?—454. Er unterscheidetsich ganz wesentlich von allen übrigen Etats in vorteilhafter
Weise insofern, als er keines Provinzialzuschussesbedarf. Das Landarmenhaus in Trier erhält
sich aus eigenen Mitteln, indem es seinen Bedarf selber deckt.

Der Etat schließt in Einnahme und Ausgabe ab mit 151 400 Mark.
Die Kommission empfiehlt die uuveräudcrte Annahme auch dieses Etats.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum

Wort. Ich schließe dieselbe und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe Haus
den Antrag der II. Fachkommission genehmigthat.

Wir kommen zum
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition der Gemeinde Dillingcn
im Kreise Saarlouis, betreffend die Bewilligung eines Provinzial¬
zuschusses zur Erweiterung der Mcrzig-Sacirlouis'er Provinzialstraße
in Stllt. 34,«s«.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Momm, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Momm: Meine Herren! Seitens der Gemeinde Dillingcn

im Kreise Saarlouis ist eiue Petition überreichtworden, in der nm Bewilligung eines Zuschusses
zur Verbesserungder Verkehrsverhältnissc auf der Merzig-Saarlouis'er Provinzialstraße innerhalb
des Ortes Dillingen gebetenwird.

Die betreffendeProvinzialstraße ist in Kilometer 34,« in einem spitzen Winkel gekrümmt.
An dieser Stelle traten bisher zwei Häuser unmittelbar an die Fahrstraße heran, hinderen dadurch
die Ueberstchtlichkeitder Straße und schaffen beträchtliche Verkehrshindernisse.

Die Gemeinde Dillingen hat sich veranlaßt gesehen,diese Häuser anzukaufen und nach
ihrer Niederlegungauf dem freigelegtenPlatz einen breiten Nürgersteig anzulegen.

Zu den Kosten dieser Anlage erbittet sie eine Beihülfe seitens der Provinz in Höhe von
etwa 2/« der Kosten. Sie hat ihren Antrag zunächst an den Provinzialcmsschußgerichtet, ist aber
von ihm ablehnend beschiedcn worden mit der Begründung, daß es sich um eine rein örtliche
Verlehrsverbesscrunghandelt.



43. Rheinischer Prouinziallandtag, 4. Sitzung am 13. Februar 1905 103

Nunmehr Hai die Gemeinde ihren Antrag im Wege der Petition dem hohen Hause vor«
gelegt. Der Proviuzialansschuß bittet um Ablehnung des Antrages. Die III. Fachkommission
tritt dem Prouinzialausfchuß bei. Es handelt sich lediglich um eine örtliche Verbesserung der
Vcrkehrsverhältnisfe. Die Petition giebt ausdrücklich zu, daß die Fahrstraße an der gedachten
Stelle mehr wie ausreichendbreit sei, und daß daher für den großen durchgehenden Verkehr, für
den die Prouinzialverwaltuug zu sorgen hat, ausreichendFürsorge getroffenist.

Die III. Fachkommission bittet das hohe Haus, die Petition der Gemeinde Dillingen
abzulehnen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, fchließe dieselbe, da sich niemand zum
Wort meldet. Ohne Abstimmungstelle ich 'est, daß das hohe Haus dem Antrage der III. Fach¬
kommission gemäß die Petition der Gemeinde Dilliugeu abgelehnt hat.

Wir kommen zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pruvinzial-
ausschusses, betreffend die Veräußerung von Grundstücken, welche für
die Straßenverwaltung entbehrlich geworden find.

Ich gebe dem Herrn BerichterstatterAbgeordnetenDr. Momm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter I)r. Momm: Meine Herren! Nach 8 3 des zweiten

Statuts für den Provinzinluerband der Rheinprouinzhat in Gemäßheit des ß 38 der Provinzial-
urdnnng der Provinzialausschuß die Befugnis erhalten, Grundstücke und Immobilarrechtc, infoweit
ihr Wert im Einzelfalle den Betrag von 10 000 Mark nicht übersteigt,zu veräußern.

Der Prouinzialverband besitzt nun an mehrerenStellen Grundstücke, die für die Straßen-
Verwaltung entbehrlich sind, die auch an sich nur geringen Nutzeu abwerfen, die aber vermöge
chrcr Lage für Bauzwecke großen Wert haben.

So befitzt der Prouinzialverband bei Heerdt Bauterrcnn in 6 zufammenhiingcnden
Flächen, die einen Wert haben, fchwankend zwifchen I I 400 Mark und 61320 Mark, und
ferner in der Nähe der Stadt Elberfeld an der Elberfeld-Kuhlendahlerstraßcca. 800 ^m
Bauland im Schätzungswerte von 24 000 Mark. Über den Verkauf dieser Parzellen schweben
z. It. Verhandlungen.

Nun kann, angesichts der beschränkten Vcrfügungsbefugnisdes Prouinzialausfchuffessehr
wohl der Fall eintreten, daß günstige Verkaufsgclcgenheiten und günstige Angebotesich zerfchlagen,
weil die Kaufliebhaber ihren Plan, Wohnhäuser oder gewerbliche Anlagen zu errichten, nicht so
lange zurückstellenkönnen, bis der Prouinziallandtag wieder zn einer Sitzung zufammengetrctcn
ist. Hieraus können Nachteilefür den Provinzialucrbcmdentstehen, und deshalb ist der Prouinzial¬
ausschuß der Ansicht, daß es im Intcrcffc des Prouinzialverbandcs liegt, daß die Verwaltung in die
Lage uerfctzt wird, Grundstücke der gedachten Art jederzeit und eventuell auch ungeteilt zu verkaufen.

Der Prouinzialausfchußhat deshalbden Antrag gestellt, den Sie in Druckstück Nr. 46 finden:
„Der Prouinziallandtag wolle in Gemäßhcit des § 38 der Prouinzinlorduung vom
1. Iuui 188? beschließen:
1. den Provinzialausschuß zu ermächtigen,Grundstückennd Immobilarrechtc zu ver¬

äußern, insofern der Wert derselbenim einzelnen Falle den Betrag von 30 000 Mark
nicht übersteigt,

2. ferner den Provinzialausschuß zu ermächtigen, die oben erwähnten Grundstückein
Heerdt und Elberfeld auch dcmn zu verkaufen,wenn als Preis ein höherer Betrag
als 30 000 Mark geboten würde."
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Die III. Fachkommissionhat sich grundsätzlichauf den Standpunkt des Provinzial¬
ausschusses gestellt, Sie hat auerkauut, daß es geboten sei, die Verkaufsmöglichkeiten tunlichst zu
erleichtern, und daß es zu dein Zwecke angebracht erscheine, die Veräußeruugsbefugnisdes Provinzial-
ausschusses zu erweitern. Nur darüber herrschten noch Meinungsverschiedenheiten,ob die bisherige
Wertgrenze uon 10 000 Mark bis zu 30 000 oder nur bis 20 000 Mark erweitert werden solle.
Die Majorität ist dem Vorschlage des Provinzialausschusscsbeigctrctcnund hat beschlossen, vor¬
zuschlagen,die Erhöhung auf 30 000 Mark festzusetzen.Nach Prüfung des Sachuerhaltes und
nach Anhörung der mündlichenErläuterungen des Vertreters der Prouinzialucrwaltung hat die
Kommission sich auch einverstandenerklärt, mit dem Verkauf der bei Hcerdt und Elberfeld liegenden
Grundstücke, für die z. Zt. günstige Vcrkaufsgelegcuheiteu vorliegen.

Ich habe noch zu bemerken, daß von der Kommission der Wunschgeäußert wurde, es
möchte« künftig bei der Veräußerung von Grundstückender vorgedachten Art vor der Beschluß¬
fassung des Provinzialausschussesdie in der betreffendenGegend wohnendenProuiuziallaudtags-
Abgeordneten gutachtlich gehört werden, und daß seitens der Proviuzialverwalluug die Erfüllung
dieses Wunschesbereitwilligstzugesagt wurde.

Ich erlaube mir, namens der III. Fachkommission den eben verlesenen Antrag des Provinzial¬
ausschusses zur Annahme zu empfehlen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort, Dann schließe ich dieselbe und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe
Haus dem Antrage seiner Fachkommission beigetretcnist.

Meine Herren! Die Tagesordnung ist erledigt.
Die nächste Sitzung beabsichtige ich anzuberaumen auf morgen 10 '/2 Uhr mit folgender

Tagesordnung:
1. Antrag der III, Fachkommission zu der Petition des Oberbürgermeistersin Aachen

bezw. der Bürgermeister in Eynatten und Raeren, um Übernahme der sogenannten
Racren'er Prämienstraße unter die Zahl der Provinzialstraßen.

2. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Übertragung der Verwaltung und Unterhaltung von Provinzialstraßen
an Kreise gegen Rente.

3. Antrag der I, Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie künstlerische Ausschmückung des großen Sitzungssaales im Ständehcmsc,

4. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffendden Ankauf des Hauses Elisabethstraße 10 in Düsseldorf.

Ferner Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses,betreffend eine Abänderung der ßß 22 und 23 des Reglements über die
Pensionierung der Proviuzialbeamten der Rheinprouinz.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffendeine Änderung des ß 11 des Reglements, betreffend die Fürsorge für die
Witwen und Waisen der Provinzialbeamten der Rheinprovinz.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffendBewilligungenaus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtages (Stände¬
fonds).

Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Übersicht über den Eisenbahnfonds und die Förderung von Bahnunter¬
nehmungen.
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